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Entwicklung der Stromerzeugung aus neuen erneuerbaren Quellen: Zielerreichung unwahrscheinlich!
Zusammenfassung 
Die Energiewende baut auf den Ersatz der Kernenergie durch erneuerbare Stromerzeugung. Die Energiestrategie 2050 und das zu revidierende Energiegesetz setzen hohe Produktionsziele; der Grossteil muss über Solar- und Windenergie erfolgen. Förderinstrumente sind die kostendeckende Einspeisevergütung (KEV) und, ab nächstem Jahrzehnt, Lenkungsabgaben. Es stellt sich die Frage, ob damit die erwartete Erzeugung zeitgerecht, also mit der nötigen Zubau-Geschwindigkeit bereitgestellt werden kann.
Gemäss der Energiestrategie 2050 sollen die neuen Erneuerbaren 2035 insgesamt 14,53 TWh und 2050 24,22 TWh Strom liefern, gegenüber 2,62 TWh im Jahr 2014. Der Netzzuschlag soll von heute 1,1 Rp./kWh auf 2,3 Rp./kWh heraufgesetzt werden. Die unten dargelegte, nicht unrealistische Abschätzung zeigt nachvollziehbar, dass mit den erhöhten finanziellen Mitteln eine Stromerzeugung aus neuen Erneuerbaren von etwa 8,6 TWh erreicht werden kann. Die fehlenden TWh müssten durch die vorgesehene Lenkungsabgabe erzwungen werden, falls an den quantitativen Zielen festgehalten werden sollte. Der Abgabesatz müsste dazu sehr hoch sein. Es ist deshalb sehr unwahrscheinlich, dass KEV und Lenkungsabgabe es schaffen werden, die hohen Produktionsziele für die Stromerzeugung aus neuen erneuerbaren Quellen zu erreichen. Deren Ausbau wird wesentlich moderater erfolgen und er muss durch die technische Entwicklung und die Marktkräfte und darf nicht durch Zwang gesteuert werden.
Im Energiegesetz unerreichbare quantitative Produktionsvorgaben zu verlangen, ist eine gegenüber dem Bürger unglaubwürdige Gesetzgebung. Darauf ist unbedingt zu verzichten.
Ist/Soll und notwendiger Zubau
Nachfolgend wird untersucht, ob die im Energiegesetz und in der Energiestrategie 2050 neu verlangte Stromerzeugung aus neuen erneuerbaren Quellen realistischerweise bereitgestellt werden kann. Dabei sind die die aktuellen Werte und die bisherige Entwicklung zu vergleichen mit den gewünschten Werten und es ist zu fragen, ob die notwendigen Zubauraten mit den vorgesehenen Instrumenten und Mitteln überhaupt erreicht werden können.
Für die Istwerte stehen die Zahlen aus der Gesamtenergiestatistik und der Elektrizitätsstatistik des BFE zur Verfügung. Sollwerte für die Jahre 2035 und 2050 sind die in der Energiestrategie 2050 verlangten Werte der neuen erneuerbaren Stromerzeugung gemäss der Botschaft (Variante Erneuerbar, EE) und den Beschlüssen des Nationalrates vom Dezember 2014.
Stromerzeugung aus neuen erneuerbaren Quellen (GWh)

	
	2013
	2014
	EE 2035
	EE 2050

	Fotovoltaik
	  500
	  842
	  7030
	11120

	Wind
	    90
	  101
	  1760
	  4260

	Biomasse
	1609
	1673
	  4310
	  4450

	Geothermie
	-
	-
	  1430
	  4390

	Total
	2199
	2616
	14530
	24220


Quelle Zahlen 2013/2014: Schweizerische Gesamtenergiestatistik 2014. Zielwerte EE 2035 und EE 2050 gemäss Botschaft des Bundesrates. Gemäss Beschluss Nationalrat vom Dezember 2014 sollen die nEE im Jahr 2020 mindestens 4400 GWh und im Jahr 2035 mindestens 14500 GWh liefern.
Anteil neue erneuerbare Stromproduktion an schweizerischer Nettostromerzeugung
	
	2013
	2014

	Fotovoltaik
	0,76 %
	1,25 %

	Wind
	0,14 %
	0,15 %

	Biomasse
	2,43 %
	2,49 %

	Geothermie
	-
	-

	Total
	3,32 %
	3,89 %


Quelle: Schweizerische Statistik der erneuerbaren Energien
Stromerzeugung 2014 im Vergleich zu den Zielen 2035/2050

	
	Ist 2014/Ziel 2035 EE
	Ist 2014/Ziel 2050 EE

	Fotovoltaik
	12,0 %
	  7,6 %

	Wind
	  5,7 %
	  2,4 %

	Biomasse
	38,8 %
	37,6 %

	Geothermie
	-
	-


Durchschnittlich notwendiger jährlicher Zubau (GWh/a) zur Erreichung der Ziele der Energiestrategie 2050 (Variante EE)
	
	Ist 2013/2014
	Bedarf 2014/2035 
	Bedarf 2035/2050 

	Fotovoltaik
	342
	295
	273

	Wind
	  11
	79
	167

	Biomasse
	  64
	126
	    9

	Geothermie
	    -
	68
	197


Lesebeispiel: damit das Fotovoltaikziel 2035 erreicht werden kann, müssen jährlich im Durchschnitt 295 GWh zusätzlich erzeugt werden; dies erfordert bei einer optimistischen Annahme von 1000 Volllaststunden die Installation von 295 MW/a Leistung oder etwa 2,4 km² Modulfläche/a.
Im Jahre 2014 produzierten die neuen Erneuerbaren insgesamt 2616 GWh. In der Botschaft zur Energiestrategie 2050 ist vorgesehen, dass sich 2035 der gesamte Beitrag der neuen Erneuerbaren auf 14530 GWh beläuft, die bis dahin nötige Mehrerzeugung ist demnach 11914 GWh. Verlangt ist also ein durchschnittlicher jährlicher Zubau von 567 GWh. Gemäss obiger Tabelle belief sich der Zuwachs im Jahre 2014 auf 417 GWh. Noch schwieriger dürfte dann die Periode 2035 bis 2050 werden, in der die Erzeugung der neuen Erneuerbaren auf 24220 GWh gesteigert werden soll. Dies würde einen durchschnittlichen jährlichen Mehrertrag von 646 GWh verlangen. 
Der Zuwachs des Jahres 2014 bei Fotovoltaik ist zwar beachtlich, beim Wind und Biomasse ist der Zubau aber völlig ungenügend. Bei der Geothermie ist gar unsicher, ob sie überhaupt je in der Schweiz zur Stromerzeugung eingesetzt werden kann. Einzelne Jahreswerte dürfen nicht überschätzt werden, Zweifel über die in der Energiestrategie 2050 erwarteten Beiträge der Erneuerbaren sind aber gerechtfertigt. Sie erscheinen wohl nur theoretisch erreichbar. Demgegenüber dürfte der vom Nationalrat formulierte kurzfristige Zielwert 2020 von 4400 GWh für die Stromerzeugung aus neuen erneuerbaren Quellen zu realisieren sein; er erfordert einen Zuwachs von jährlich 300 GWh.
Am ehesten dürfte das in der Energiestrategie 2050 unterstellte Fotovoltaikpotenzial ausgeschöpft werden können; jedoch können weder der Wind noch die Geothermie die erwarteten Beiträge liefern. Von der Biomasse ist bereits ein beachtlicher Teil genutzt; bei der wichtigsten Bio-Stromproduktionskomponente, der Kehrichtverbrennung, ist das Ausbaupotenzial beschränkt. Die restliche Biomasse steht nicht allein für die Verstromung zur Verfügung, auch die Wärmeerzeugung und die Treibstoffproduktion konkurrieren um sie. Wenn die anderen Erneuerbaren nicht so viel bringen, wie sie sollten, muss die Fotovoltaik noch mehr leisten, mit all den damit verbundenen zusätzlichen Systemproblemen.
Für die Periode 2035/2050 muss zudem mit einer gewissen Sättigung gerechnet werden. Trotz vermuteter weiterer Senkung der Investitionskosten (die allerdings technologiespezifisch ist) gilt auch bei den neuen Erneuerbaren das Gesetz von steigenden Grenzkosten und sinkendem Grenznutzen.

Am effizientesten wäre zweifellos der Ausbau der Wasserkraft, vor allem der grösseren Anlagen; solange sich aber deren wirtschaftliche Situation nicht verbessert, weiterhin der Schutz gegenüber dem Nutzen priorisiert wird und die Restwassermengen sakrosankt sind, 
kann man nicht auf einen bedeutenden hydraulischen Mehrbeitrag hoffen. Im Gegenteil: Produktionsverluste sind nicht auszuschliessen.
Man kann auch anders argumentieren. Statt mit den Erwartungen der Energiestrategie 2050 zu operieren, ist zu fragen, welche Zuwächse nötig sind, um die Kernkraftwerke zu ersetzen. Im Jahr 2012 haben die neuen Erneuerbaren mit 2616 GWh (erst) 3,32 % des Nettostromaufkommens gebracht. Wenn bis 2035 (etwa dann wird das neueste KKW, Leibstadt, 50 Jahre Betrieb aufweisen) die bis 40 % Kernenergiestrom (2014: 26370 GWh) durch Erneuerbare substituiert werden sollten, müssten diese zusätzlich 23750 GWh liefern. Der nötige durchschnittliche Zuwachs wäre mit 1131 GWh/a noch deutlich höher als in der Variante EE der Energiestrategie 2050. 
Was kann die finanzielle Förderung erreichen? 
Kann die in der Energiestrategie 2050 vorgesehene Erhöhung des Netzzuschlags für die KEV auf 2,3 Rp./kWh - wenn sie denn je kommt - den dort unterstellten Zubau der neuen Erneuerbaren ermöglichen? 
Die folgenden - zwangsläufig rudimentären - Überlegungen sind ein Versuch abzuschätzen, was mit dem zusätzlichen Geld erreicht werden kann. Viele Elemente der künftigen Förderpolitik sind noch offen, die Kostenentwicklung bei den verschiedenen Technologien, insbesondere bei der Fotovoltaik, kann nur erahnt werden und schliesslich lässt sich der Strommarktpreis kaum vorhersagen. Es ist deshalb nicht einfach, die erwartete zusätzliche erneuerbare Erzeugung zu beziffern. Zudem wird der Netzzuschlag nicht nur zur Förderung der Stromerzeugung durch neue Erneuerbare eingesetzt, sondern muss auch Gewässerschutzmassnahmen, die Rückerstattungen an die Strom-Grossverbraucher, die wettbewerblichen Ausschreibungen sowie die Verluste aus Bürgschaften für Geothermie decken. Es ist gegenwärtig auch nicht klar, ob die von der Stromwirtschaft verlangten Wasserkraftsubventionen aus dem Netzzuschlag oder aus Steuergeldern zu finanzieren sind. 
Der Stromendverbrauch betrug in den letzten Jahren etwa 59 TWh; für die nachfolgende Abschätzung genügt es, diesen als konstant anzunehmen. Der Netzzuschlag beträgt gegenwärtig 1,1 Rp./kWh, er wird per 1. Januar 2016 gemäss Bundesratsbeschluss auf        1,3 Rp./kWh erhöht. Das Energiegesetz lässt heute einen maximalen Netzzuschlag von        1,5 Rp./kWh zu. In der Energiestrategie 2050 ist eine Erhöhung auf 2,3 Rp./kWh vorgesehen, der Nationalrat hat ihr zugestimmt. Daraus ergeben sich folgende Erträge, die in einen Swissgrid-Fonds fliessen und zur Hauptsache der Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien dienen:
Netzzuschlag 2015                                                      1,1 Rp./kWh           Ertrag    649 Mio. Fr.
Netzzuschlag ab 1.1.2016                                           1,3 Rp./kWh           Ertrag    767 Mio. Fr.
Maximaler Netzzuschlag heute                                   1,5 Rp./kWh           Ertrag    885 Mio. Fr.           

maximaler Netzzuschlag Energiestrategie 2050         2,3 Rp./kWh           Ertrag  1357 Mio. Fr.
Wie viel zusätzliches Geld schlussendlich für die Förderung der Erneuerbaren zur Verfügung steht, wie es auf die verschiedenen Technologien verteilt wird und welche zusätzliche Stromerzeugung sich daraus ergibt, kann nur geschätzt werden. Einen Anhaltspunkt bietet die Pressemitteilung des BFE vom 24.6.2015, mit der die Erhöhung des Netzzuschlags von 1,1 Rp./kWh auf 1,3 Rp./kWh per 1. Januar 2016 angekündigt wird. 
Die vom BFE ausgewiesenen Kosten 2016 belaufen sich auf insgesamt 843 Mio. Fr., wovon 564 Mio. Fr. für die KEV-Vergütungen, 100 Mio. Fr. für die Einmalvergütungen kleiner PV-Anlagen und 30 Millionen für die Mehrkostenfinanzierung verwendet werden sollen. Insgesamt 82 % des Ertrags werden also für die Förderung der Erneuerbaren eingesetzt. Es ist festzuhalten, dass mit den für 2016 vorgesehenen KEV-Zusicherungen das mit der Netzzuschlagserhöhung neu generierte Finanzvolumen im Wesentlichen konsumiert wird, so dass der Netzzuschlag in absehbarer Zeit erneut gesteigert werden muss, wenn die Förderung weiter ausgedehnt werden soll. Dies ist die Folge des KEV-Modells.

Damit stellt sich die Frage, welchen Spielraum die neu im Energiegesetz vorgeschlagene Erhöhung des Netzzuschlags von auf maximal 2,3 Rp./kWh eröffnet. Gegenüber dem Netzzuschlag von 1,3 Rp./kWh ab 2016 wird die Erhöhung auf 2,3 Rp./kWh den Ertrag um 590 Mia. Fr. steigern. Nur diese Mittel können für neue Projekte eingesetzt werden; sind sie vergeben, ist eine Fortsetzung der Förderung nurmehr mit einem Netzzuschlag möglich, der über 2,3 Rp./kWh liegt. Dafür wäre eine erneute Gesetzesänderung nötig. 

Bloss ein Teil der 590 Mia. Fr. steht für die Förderung der Erneuerbaren zur Verfügung, aus dem Rest sind zusätzliche wettbewerbliche Ausschreibungen, Ausgleichsenergie, Rückerstattungen an Grossverbraucher und die Vollzugskosten zu finanzieren. Es sei optimistischerweise angenommen, dass für die Förderung der Erneuerbaren jährlich          550 Mio. Fr. (93 % der Erhöhung des Netzzuschlagsertrags) zusätzlich verwendet werden können. 
Mit der KEV werden die nicht durch den Marktpreis (Sportmarkt) gedeckten Kosten des geförderten Stroms aus erneuerbaren Quellen finanziert. Der Marktpreis ist seit längerem tief, deshalb muss die KEV einen hohen Anteil der Gestehungskosten decken. Es sei hier angenommen, dass der Sportmarktpreis weiterhin etwa 4 Rp./kWh beträgt.
Welche Stromerzeugung aus neuen erneuerbaren Quellen liesse sich mit 550 Mio. Fr. fördern?
· Die kostendeckende Einspeisevergütung (KEV) für die Fotovoltaik beträgt ab 1.10.2015 für Neuinstallationen zwischen 17,6 Rp./kWh für angebaute und freistehende Grossanlagen und 24.0 Rp./kWh für integrierte Kleinanlagen. Die Einspeisevergütung dürfte weiter sinken, wenn auch nicht gleich stark wie in den ersten Jahren der KEV-Subventionen. Nimmt man eine durchschnittliche KEV-Vergütung von 15 Rp./kWh an, belastet jede Kilowattstunde den Swissgrid-Fonds mit 11 Rp./kWh. Mit den 550 Mio. Fr. könnten demnach insgesamt 5 TWh Fotovoltaik gefördert werden.
· Beim Wind liegt die KEV bei 20 Rp./kWh, nach fünf Jahren wird sie auf 17 Rp./kWh reduziert. Diese Ansätze haben sich seit Einführung der KEV nicht geändert. Für Anlagen im Gebirge wird über 1700 m ein Höhenbonus von 2,5 Rp./kWh gewährt. Es wird hier eine durchschnittliche KEV-Vergütung von 20 Rp./kWh unterstellt, also 16 Rp./kWh zulasten des Fonds. Mit den 550 Mio. Fr. könnten insgesamt 3.44 TWh Windstrom unterstützt werden.
· Der Erlös von Strom aus Biomasse ist sehr unterschiedlich. Eigentliche Biomassekraftwerke werden mit etwa 20 Rp./kWh entschädigt, teilweise auch höher. Die Einspeisevergütung für KVA ist deutlich geringer. Rechnet man mit einer durchschnittlichen KEV-Vergütung von 15 Rp./kWh, bzw. 11 Rp./kWh nach Abzug des Marktpreises, liessen sich mit den 550 Mio. Fr. aus dem Swissgrid-Fonds insgesamt 5 TWh Biomassestrom fördern.
Es ist anzunehmen, dass die 550 Mio. Fr. auf alle Technologien aufgeteilt werden, inklusive Strom aus Geothermie und Kleinwasserkraft.

Wie sind nun die Chancen einzuschätzen, das für 2035 formulierte Ziel 14.5 TWh Strom aus neuen erneuerbaren Energien zu erreichen?

· Im Jahr 2014 wurden 2,616 TWh produziert, 0,417 TWh mehr als 2013.
· Für die Jahre 2015 und 2016 fehlen Zahlen über die erwartete zusätzliche Stromerzeugung. Es sei ein jährlicher Zuwachs von 0.5 TWh angenommen, insgesamt also 1 TWh.
· Die vorgesehene weitere Erhöhung des Netzzuschlags von 1,3 Rp./kWh auf 2,3 Rp./kWh gemäss Energiestrategie 2050 lässt eine zusätzliche Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien von höchstens 5 TWh erwarten.
Insgesamt darf also bei Ausschöpfung des finanziellen Förderrahmens von 2,3 Rp./kWh, bzw. einem Ertrag von 1357 Mio. Fr., mit einer Stromerzeugung aus neuen erneuerbaren Quellen von 8,6 TWh gerechnet werden. Diese Schätzung ist nicht unrealistisch. 
Das Ziel, im Jahr 2035 insgesamt 14.5 TWh Strom aus neuen erneuerbaren Quellen zu erzeugen, wird mit der aktuellen nEE-Förderpolitik (vorwiegend KEV) nur zu etwa 60 % erfüllt. Auch die Einzelziele für Strom aus Windkraft und Geothermie erscheinen unerreichbar. Es zeigt sich erneut: mit der KEV lässt sich die Energiewende nicht in der gewünschten Form herbeiführen. Es gilt nicht nur, diese 40 %-Lücke zu füllen, sondern auch zusätzlich 9,69 TWh zu produzieren (insgesamt also 15,62 TWh), damit das in der Energiestrategie 2050 formulierte Ziel von insgesamt 24,22 TWh erfüllt werden kann: eine kaum bewältigbare Herausforderung. 

Die Politik hofft darauf, dass der Markt das Problem löst. Ab nächstem Jahrzehnt soll eine Lenkungsabgabe u.a. anstelle der KEV-Subventionen treten, die nur noch bis 2030 neu zugesprochen werden dürfen. Immerhin sollen Auszahlungen bis 2045 erfolgen können. Kann eine nicht zweckgebundene Stromabgabe den Ausbau der Erneuerbaren im erwünschten Masse, also um 15,62 TWh, sicherstellen? Starke Zweifel sind angebracht, denn die Verteuerung des Stroms wirkt in erster Linie nachfrageseitig. 
Die KEV-Beiträge liegen heute in der Grössenordnung von 20 Rp./kWh und mehr, die Produktionskosten sind also so hoch. Dies zeigt deutlich, dass eine starke Strompreisverteuerung notwendig wird, damit die Konsumenten - ohne KEV! - auf Eigenproduktion umsteigen. Viele Stromkonsumenten haben diese Möglichkeit gar nicht. Auch für Drittproduzenten wird die Situation wesentlich schwieriger als mit der KEV und der Abnahmepflicht durch den Netzbetreiber. Drittproduzenten müssen im Marktregime der Lenkungsabgabe den Strom selber verkaufen, ohne die bisherige Preisgarantie. Zudem ist darauf zu achten, dass nicht neue Marktverzerrungen entstehen; insbesondere müssen alle Stromproduzenten die ihnen verursachten Netz- und Systemkosten tragen.
Die hohen Stromproduktionsziele für die neuen Erneuerbaren sind unerreichbar

Es ist offensichtlich sehr wahrscheinlich, dass KEV und Lenkungsabgabe es nicht schaffen werden, die hohen Produktionsziele für die Stromerzeugung aus neuen erneuerbaren Quellen von 14,53 TWh im Jahr 2035 und von 24,22 TWh im Jahr 2050 zu erreichen. Diese Strommengen durch immer höhere KEV-Subventionen und eine Lenkungsabgabe erzwingen zu wollen, wäre weder energiewirtschaftlich sinnvoll noch volkswirtschaftlich tragbar. Die KEV ist ohnehin kein zukunftsfähiges Fördermodell; sie sollte durch eine gezielte Anschubfinanzierung ersetzt werden. Vor allem ist aber auf die technische und wirtschaftliche Entwicklung zu bauen: mehr Markt und zweckmässige gesetzgeberische Rahmenbedingungen sind gefragt. Diese sind umso wichtiger, als es nicht genügt, KEV-geförderte Kilowattstunden zu produzieren, sondern dass das ganze Stromsystem (also auch Speicherung und Netz) angepasst werden muss.
Im Energiegesetz für die neuen erneuerbaren Energien quantitative Produktionsziele zu verlangen, die von vornherein unerreichbar sind, widerspricht einer glaubwürdigen Gesetzgebung. Darauf ist zu verzichten. Dass der heutige Gesetzgeber wegen den langen Zielhorizonten 2035 und 2050 nicht dafür geradestehen muss, macht die Sache nicht besser.
